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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Thüringen
Sozialgericht Sozialgericht Altenburg
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 42
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1.Aus der Formulierung, „Es ist das

tatsächlich bezogene Einkommen zu
berücksichtigen“, in einem Widerspruch,
der sich gegen einen vorläufigen
Leistungsbescheid gemäß § 41a Abs. 1
SGB II richtet, kann bei gebotener
Auslegung nicht ohne weitere Erläuterung
oder Klarstellung ein Antrag des
Leistungsberechtigten im Sinne von § 41a
Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 SGB II auf
abschließende Feststellung des
Leistungsanspruches auf der Grundlage
eines tatsächlichen monatlichen
Einkommens abgeleitet werden. 

2.§ 41a Abs. 4 Satz 1 SGB II und § 41a
Abs. 6 Sätze 2 und 3 SGB II erlauben im
Rahmen der endgültigen
Leistungsfestsetzungen nach § 41a Abs. 3
Satz 1 SGB II eine Abweichung vom
Monatsprinzip des § 41 Abs. 1 SGB II und
eine Saldierung von Nach- und
Überzahlungen innerhalb eines
Bewilligungszeitraumes. Hat der
Leistungsträger in Anwendung dieser
Vorschriften einen
Gesamtüberzahlungsbetrag ermittelt und
zur Erstattung festgesetzt, kann kein in
einem nachfolgenden Klageverfahren
schützenswertes Vertrauen auf den
Fortbestand der Höhe der für einzelne
Monate zu hoch festgesetzten
abschließenden Leistungen begründet
werden.

Normenkette -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 42 AS 2020/17
Datum 28.11.2019

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

In AbÃ¤nderung der Bescheide vom 22. Juni 2017 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 11./12. Juli 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 12. Juli 2017 in der Fassung des Teilanerkenntnisses vom 26. Oktober 2017
werden die fÃ¼r die Zeit von September 2016 bis Februar 2017 festgesetzten
Erstattungsforderungen reduziert fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 3 auf 28,39 Euro und fÃ¼r
die KlÃ¤gerin zu 4 auf 14,43 Euro. Im Ã�brigen wird die Klage wird abgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Umstritten ist die HÃ¶he der den KlÃ¤gern abschlieÃ�end zu gewÃ¤hrenden
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r die Zeit von September 2016 bis Februar 2017 sowie
die RechtmÃ¤Ã�igkeit zur Erstattung festgesetzter Ã¼berzahlter Leistungen fÃ¼r
diese Zeit in HÃ¶he von insgesamt 217,40 Euro.

Die 1973 geborene KlÃ¤gerin zu 1 und der 1968 geborene KlÃ¤ger zu 2 bewohnen
gemeinsam mit ihren Kindern, der am 30. April 2002 geborenen KlÃ¤gerin zu 3 und
der am 29. September 2013 geborenen KlÃ¤gerin zu 4, ein in ihrem Eigentum
stehendes Einfamilienhaus in H â�¦ Sie beziehen in Bedarfsgemeinschaft fortlaufend
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II vom Beklagten. Der Leistungsbezug
erfolgt ergÃ¤nzend zu den Kindergeldzahlungen fÃ¼r die KlÃ¤ger zu 3 und 4 sowie
dem Einkommen des KlÃ¤gers zu 2 aus einer versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung bei der Zeitarbeitsagentur mit mÃ¶glichen Wechseln des
Einsatzortes, wobei der KlÃ¤ger seit August 2015 durchgÃ¤ngig in Eisenberg
(MÃ¶belwerke â�� einfache Entfernung 13 km) arbeitet.

Der Beklagte bewilligte den KlÃ¤gern zunÃ¤chst fÃ¼r September 2016 Leistungen
in HÃ¶he von 231,84 Euro, fÃ¼r Oktober 2016 in HÃ¶he von 249,44 Euro, fÃ¼r
November 2016 in HÃ¶he von 355,76 Euro, fÃ¼r Dezember 2016 bis Januar 2017 in
HÃ¶he von 194,36 Euro monatlich und fÃ¼r Februar 2017 in HÃ¶he von 218,72
Euro (Bescheid vom 29. August 2016). Die Leistungsbewilligung erfolgte unter
Verweis auf die noch nicht feststehende HÃ¶he des Erwerbseinkommens vorlÃ¤ufig.
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Dagegen legten die KlÃ¤ger anwaltlich vertreten mit der BegrÃ¼ndung
Widerspruch ein, die Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung seien in tatsÃ¤chlicher
HÃ¶he zu zahlen. Es sei dem Bescheid nicht zu entnehmen, ob die Wasser- und
Abwasserkosten im November 2016 enthalten seien. Es sei kein anteiliger Strom
fÃ¼r das Bereiten von Feuerholz berÃ¼cksichtigt. Ferner heiÃ�t es in dem
Widerspruchsschreiben vom 21. September 2016 ausdrÃ¼cklich: "Es ist das
tatsÃ¤chlich bezogene Einkommen zu berÃ¼cksichtigen."

Mit Ã�nderungsbescheid vom 26. November 2016 erhÃ¶hte der Beklagte unter
BerÃ¼ck-sichtigung der ErhÃ¶hung der Regelbedarfe die vorlÃ¤ufig gewÃ¤hrten
Leistungen fÃ¼r Januar 2017 auf 203,37 Euro und fÃ¼r Februar 2017 auf 227,72
Euro.

Nachfolgend reichten die KlÃ¤ger fÃ¼r den streitigen Zeitraum weitere Nachweise
zu den Aufwendungen fÃ¼r die bewohnte Unterkunft, den Nachweis Ã¼ber eine im
Oktober 2016 an den KlÃ¤ger zu 2 ausgezahlte Einkommenssteuererstattung in
HÃ¶he von 305,26 Euro sowie Verdienstbescheinigungen des KlÃ¤gers zu 2 ein,
nach denen er folgendes Erwerbseinkommen erzielte hatte (im Dezember 2016
einschlieÃ�lich Weihnachtsgeld):

Hiernach berechnete der Beklagte, auf der Grundlage des tatsÃ¤chlich monatlich
zugeflossenen Einkommens, die LeistungsansprÃ¼che neu und bewilligte den
KlÃ¤gern ab-schlieÃ�end Leistungen fÃ¼r September 2016 in HÃ¶he von 162,89
Euro, fÃ¼r Oktober 2016 in HÃ¶he von 236,54 Euro, fÃ¼r November 2016 in HÃ¶he
von 30,03 Euro, fÃ¼r Dezember 2016 in HÃ¶he von 282,33 Euro, fÃ¼r Januar 2017
in HÃ¶he von 330,01 Euro und fÃ¼r Februar 2017 in HÃ¶he von 203,29 Euro
(Bescheid vom 22. Juni 2017 und Ã�nderungsbe-scheid vom 11. Juli 2017).

Gleichzeitig ermittelte der Beklagte Ã�berzahlungen fÃ¼r die Monate September
2016 bis November 2016 (68,95 Euro, 12,90 Euro, 325,73 Euro) und Februar 2017
(24,43 Euro) sowie NachzahlungsansprÃ¼che fÃ¼r Dezember 2016 und Januar
2017 (87,97 Euro, 126,64 Euro). Nach Verrechnung der nachzuzahlenden BetrÃ¤ge
mit den Ã�berzahlungen der Monate September 2016 bis (teilweise) November
2016 setzte der Beklagte verbleibende Ã¼berzahlte BetrÃ¤ge fÃ¼r den
Bewilligungszeitraum in HÃ¶he von 80,05 Euro jeweils fÃ¼r die KlÃ¤ger zu 1 und 2,
in HÃ¶he von 34,02 Euro fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 3 und in HÃ¶he von 23,28 Euro fÃ¼r
die KlÃ¤gerin zu 4 (Gesamtforderung 217,40 Euro) mit zwei Bescheiden "Erstattung
von Leistungen bei endgÃ¼ltiger Festsetzung" vom 22. Juni 2017 in der Fassung
zweier Ã�nderungsbescheide vom 12. Juli 2017 zur Erstattung fest.

Mit Widerspruchsbescheid vom 12. Juli 2017 wies der Beklagte die WidersprÃ¼che
unter Verweis auf die ergangenen Ã�nderungsbescheide vom 11. Juli 2017 und 12.
Juli 2017 zurÃ¼ck. Die WiderspruchsbegrÃ¼ndung enthÃ¤lt eine umfassende
Darstellung der monatlichen Bedarfe, des ermittelten anzurechnenden
Einkommens, der sich ergebenden monatlichen LeistungsansprÃ¼che sowie der
errechneten Ã�berzahlungs-/Nachzahlungssalden. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der
Beklagte u. a. aus, der endgÃ¼ltigen Leistungsberechnung sei gemÃ¤Ã� Â§ 41a
Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 SGB II das tatsÃ¤chlich erzielte monatliche Einkommen zugrunde
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zu legen, da die leistungsberechtigte Person vor der abschlieÃ�enden Feststellung
des Leistungsanspruches eine Entscheidung auf der Grund-lage des tatsÃ¤chlichen
monatlichen Einkommens beantrag habe. Demzufolge seien die
EinkommenssteuerrÃ¼ckerstattung und das Weihnachtsgeld als einmalige
Einnahmen zu berÃ¼cksichtigen gewesen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die bei Gericht am 16. August 2017
eingegange-ne Klage, mit der die KlÃ¤ger die Aufhebung der geltend gemachten
Erstattungsforderungen und die Bewilligung hÃ¶herer Grundsicherungsleistungen
fÃ¼r den streitigen Zeit-raum begehren.

Die KlÃ¤ger tragen vor, angeblich hÃ¤tten sie von ihrem Wahlrecht nach Â§ 41a
SGB II Gerbrauch gemacht und eine monatsgenaue Abrechnung beantragt. Sie
seien jedoch nicht Ã¼ber die Auswirkungen der monatsgenauen Berechnung
aufgeklÃ¤rt worden. Diese wirke sich aufgrund des die EinkommensfreibetrÃ¤ge im
Monat September 2016 Ã¼bersteigenden Einkommens negativ aus. Zudem habe
der Beklagte die Kosten der Bereitung des Feuerholzes nicht berÃ¼cksichtigt. Es sei
ihnen gelungen kostenlos Holzpalletten zu besorgen, die mit einer KreissÃ¤ge in
verheizbare Einzelteile zersÃ¤gt werden mussten. Der angefallene Strom sei als
Kosten der Unterkunft anzuerkennen.

Die KlÃ¤ger beantragen (sinngemÃ¤Ã�),

den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 29. August 2016 in der
Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 11. Juli 2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12. Juli 2017 zu verpflichten, ihnen fÃ¼r die Zeit von
September 2016 bis Februar 2017 hÃ¶here Grundsicherungsleistungen zu
gewÃ¤hren und die sich aus den Bescheiden vom 22. Juni 2017 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 12. Juli 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 12. Juli 2017 ergebenden Erstattungsforderungen aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hÃ¤lt zunÃ¤chst an seiner im Verwaltungsverfahren getroffenen Entscheidung
fest. Zur BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen auf seine AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid verwiesen. ErgÃ¤nzend trÃ¤gt er vor, die KlÃ¤ger hÃ¤tten
anwaltlich vertreten bereits mit dem Widerspruchsschreiben vom 21. September
2016 eine monatsgenaue Berechnung beantragt. Es wÃ¤re daher Aufgabe des
ProzessbevollmÃ¤chtigten gewesen, die KlÃ¤ger entsprechend zu beraten.
Stromkosten fÃ¼r die Bereitung von Feuerholz seinen im Ver-waltungsverfahren
nicht nachgewiesen worden.

Entsprechend den Angaben und Nachweisen der KlÃ¤ger im Verfahren erkannte der
Beklagte mit Schriftsatz vom 26. Oktober 2017 weitere Unterkunftskosten fÃ¼r
Aufwendungen fÃ¼r Stromkosten zur Feuerholzbereitung in HÃ¶he von 4,84 Euro (3
kWh x 6 x 0,2691 Cent) sowie eine entsprechende Minderung der
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RÃ¼ckforderungsbetrÃ¤ge an.

Auf Nachfrage teilte der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger mit, ob eine
monatsgenaue Anrechnung des Einkommens tatsÃ¤chlich beantragt worden sei, sei
ihm nicht bekannt. Er habe dies den KlÃ¤gern nicht empfohlen. Im Widerspruch
gegen den vorlÃ¤ufigen Leistungsbescheid sei lediglich die HÃ¶he des
angerechneten Einkommens gerÃ¼gt worden, wobei gemeint gewesen sei, der
Beklagte ginge von einem zu hohen Durchschnittseinkommen aus. ErgÃ¤nzend
tragen die KlÃ¤ger vor, im Rahmen der abschlieÃ�enden Leistungsfestsetzung
hÃ¤tte gemÃ¤Ã� Â§ 41a SGB II ein Durchschnittseinkommen gebildet werden
mÃ¼ssen. Bei zutreffender Berechnung seien weitere Leistungen fÃ¼r September
2016 in HÃ¶he von 84,83 Euro, fÃ¼r Oktober 2016 in HÃ¶he von 28,77 Euro, fÃ¼r
November 2016 in HÃ¶he von 36,33 Euro und fÃ¼r Februar 2017 in HÃ¶he von
38,79 Euro zu gewÃ¤hren. Die Einkommensanrechnungen fÃ¼r Dezember 2016
und Januar 2017 wÃ¼rden unstreitig gestellt. Im Rahmen der vorzunehmenden
Korrektur der Leistungsberechnung sei aufgrund des gemÃ¤Ã� Â§ 45 SGB Zehntes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) bestehenden Vertrauensschutzes eine Verrechnung
der sich im Verfahren ergebenden NachzahlbetrÃ¤ge mit den bereits festgestellten
Ã�berzahlungen in den einzelnen Monaten nicht zulÃ¤ssig.

Der Beklagte trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, die monatsgenaue Einkommensberechnung
sei antragsgemÃ¤Ã� erfolgt. Die Formulierung "Es ist das tatsÃ¤chliche Einkommen
zu berÃ¼cksichtigen" aus der Feder eines Fachanwaltes fÃ¼r Sozialrecht habe nur
so verstanden werden kÃ¶nnen, als das eine sog. "Spitzabrechnung" gewÃ¼nscht
sei.

Mit SchriftsÃ¤tzen vom 25. Juni 2019 bzw. 26. Juni 2019 erklÃ¤rten sich die
Beteiligten mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen, die der
Entscheidung zugrunde gelegen haben.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Kammer konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, denn die
Beteiligten haben hierzu ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt (Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG).

Die zulÃ¤ssige Klage ist teilweise begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Klageverfahrens sind die Bescheide vom 22. Juni 2017 in der
Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 11./12. Juli 2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12. Juli 2017 mit dem der Beklagte Ã¼ber die den
KlÃ¤gern fÃ¼r die Zeit von September 2016 bis Februar 2017 endgÃ¼ltig zu
gewÃ¤hrenden Leistungen nach dem SGB II entschieden und Ã¼berzahlte
Leistungen in einer GesamthÃ¶he von 217,40 Euro zur Erstattung festgesetzt hat.
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Zwar hat der Beklagte am 22. Juni 2017 und am 11./12. Juli 2017 jeweils drei
Bescheide erlassen (endgÃ¼ltige Leistungsbewilligung mit BerechnungsbÃ¶gen und
jeweils zwei Bescheide "Erstattung von Leistungen bei endgÃ¼ltiger Festsetzung
des Leistungsanspruches", die auf den Leistungsbewilligungsbescheid Bezug
nehmen), diese bilden jedoch eine rechtliche Einheit in dem Sinne, dass sie
insgesamt eine abschlieÃ�ende Leistungsfestsetzung einschlieÃ�lich der gesetzlich
vorgesehenen Erstattung Ã¼berzahlter Leistungen fÃ¼r den streitigen Zeitraum
beinhalten (Â§Â§ 41a Abs. 3 Satz 1, Abs. 6 SGB II â�� vgl. nachfolgend). Nicht mehr
einbezogen in das Verfahren ist der â�� klÃ¤gerseitig benannte â�� Bescheid vom
29. August 2016 in Gestalt des Ã�nderungsbescheides vom 26. November 2016
Ã¼ber die vorlÃ¤ufige Leistungsbewilligung, denn dieser hat sich mit Erlass der hier
streitbefangenen abschlieÃ�enden Bescheide erledigt (Â§ 39 Abs. 2 SGB X; vgl.
BSG, Urteil vom 22. August 2013 â�� B 14 AS 1/13 R).

Mit ihrer Klage verfolgen die KlÃ¤ger das Ziel einer Korrektur der Entscheidungen
des Beklagten Ã¼ber die abschlieÃ�end festzustellenden und die zu erstattenden
vorlÃ¤ufigen Leistungen. Zutreffende Klageart ist die kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG), soweit das Klagebegehren auf
weitere Zahlungen Ã¼ber die vorlÃ¤ufig erbrachten Leistungen hinaus zielt, und
ansonsten die Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Alt 1 und 2, Â§ 56 SGG;),
sofern die Aufhebung der Erstattungsforderungen begehrt wird (vgl. BSG, Urteil
vom 12. September 2018 â�� B 4 AS 39/17 R).

Das Gericht hat das Klagebegehren vollumfÃ¤nglich fÃ¼r den gesamten streitigen
Bewilligungszeitraum vom 1. September 2016 bis 28. Februar 2017 zu prÃ¼fen.
Zwar haben die KlÃ¤ger mitgeteilt, die Einkommensanrechnung fÃ¼r Dezember
2016 und Januar 2017 werde unstreitig gestellt. Hieraus lÃ¤sst sich jedoch keine
ProzesserklÃ¤rung im Sinne einer teilweisen den Rechtsstreit erledigenden
KlagerÃ¼cknahme (Â§ 102 Abs. 1 SGG) ableiten. Einzelne Rechnungspositionen,
wie die HÃ¶he des anzurechnenden Einkommens, sind der Disposition der KlÃ¤ger
nicht zugÃ¤nglich. Daher binden einzelne ErklÃ¤rungen der KlÃ¤ger zu dem fÃ¼r
das Verfahren maÃ�gebenden Tatsachenstoff die Gerichte, die gemÃ¤Ã� Â§ 128
Abs. 1 Satz 1 SGG nach ihrer freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens
gewonnen Ã�berzeugung entscheiden, nicht (vgl. BSG, Urteil vom 25. Januar 2012
â�� B 14 AS 131/11 R; BSG, Urteil vom 13. Mai 2009 â�� B 4 AS 58/08 R).

In der Sache hat die Klage teilweise in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang
Erfolg.

Die Bescheide vom 22. Juni 2017 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide vom
11./12. Juli 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. Juli 2017 sind
teilweise rechtswidrig. Sie verletzen insofern aber nur die KlÃ¤ger zu 3 und 4 in
ihren Rechten (Â§ 54 Abs. 2 SGG). Die KlÃ¤ger zu 3 und 4 haben Anspruch auf eine
geringfÃ¼gige Reduzierung der fÃ¼r sie individuell festgesetzten
Erstattungsforderungen. Einen Anspruch auf Zahlung weiterer
Grundsicherungsleistungen haben die KlÃ¤ger fÃ¼r den streitigen
Bewilligungszeitraum nicht.
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Der Beklagte hat, nachdem er den KlÃ¤gern mit Bescheid vom 29. August 2016 in
der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 26. November 2016 zunÃ¤chst
vorlÃ¤ufig Grundsicherungsleistungen gewÃ¤hrt hatte (Â§ 41a Abs. 1, 2 SGB II in
der zum 1. August 2016 in Kraft getretenen Neufassung vom 26. Juli 2016), in
Anwendung von Â§ 41a Abs. 3 Satz 1 SGB II mit Bescheid vom 22. Juni 2017 in der
Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 11. Juli 2017 eine abschlieÃ�ende
Entscheidung Ã¼ber die den KlÃ¤gern fÃ¼r den streitigen Zeitraum zustehenden
Leistungen getroffen. Nach Â§ 41a Abs. 3 Satz 1 SGB II entscheiden die TrÃ¤ger der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende abschlieÃ�end Ã¼ber den monatlichen
Leistungsanspruch, sofern die vorlÃ¤ufig bewilligte Leistung â�� wie hier â�� nicht
der abschlieÃ�end festzustellenden entspricht oder die leistungsberechtigte Person
eine abschlieÃ�ende Entscheidung beantragt.

Rechtsgrundlage der fÃ¼r den hier streitbefangenen Bewilligungszeitraum zu
treffenden abschlieÃ�enden Entscheidung ist in materiellrechtlicher Hinsicht Â§ 19
iVm Â§Â§ 7 ff und Â§Â§ 20 ff SGB II (in der ab 1. August 2016 geltenden Fassung).

Nach Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 SGB II und Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II erhalten
erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte â�� hier die KlÃ¤ger zu 1 und zu 2 â��
Arbeitslosengeld II, wenn sie â�� neben weiteren, hier nicht im Streit stehenden
Voraussetzungen â�� hilfebedÃ¼rftig sind. HilfebedÃ¼rftig ist nach Â§ 9 Abs. 1 SGB
II u. a., wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann. Leistungen
erhalten nach Â§ 7 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Nr. 4 SGB II auch die dem Haushalt
angehÃ¶renden und damit der Bedarfsgemeinschaft zuzuordnenden unverheira-
teten Kinder der erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten, wenn sie â�� wie hier die
KlÃ¤ger zu 3 und zu 4 â�� das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, soweit
sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus eigenem
Einkommen oder VermÃ¶gen beschaffen kÃ¶nnen.

Zutreffend ist der Beklagte im Rahmen der abschlieÃ�enden Leistungsberechnung
zu dem Ergebnis gelangt, dass die KlÃ¤ger ihren Bedarf im streitigen
Bewilligungszeitraum nicht vollstÃ¤ndig aus eigenem Einkommen oder VermÃ¶gen
decken konnten.

Den jeweiligen monatlichen Gesamtbedarf (Regelbedarf gemÃ¤Ã� Â§ 20 SGB II,
Mehrbedarf fÃ¼r dezentrale Warmwasserbereitung gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs. 7 SGB II
sowie die Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung gemÃ¤Ã� Â§ 22 SGB II) hat der
Beklagte im Wesentlichen zutreffend mit 1.383,40 Euro fÃ¼r September 2016,
1.401,00 Euro fÃ¼r Oktober 2016, 1.507,32 Euro fÃ¼r November 2016, 1.345,92
Euro fÃ¼r Dezember 2016, 1.359,17 Euro fÃ¼r Januar 2017 und 1.383,53 Euro fÃ¼r
Februar 2017 ermittelt. Hinsichtlich der einzelnen Positionen wird auf die detaillierte
Darstellung des Beklagten im Widerspruchsbescheid vom 12. Juli 2017 verwiesen
(Â§ 136 Abs. 3 SGG). Hinzu kommen weitere Unterkunftskosten in HÃ¶he von
insgesamt 4,84 Euro (5 x 0,80 Euro und 1 x 0,84 Euro) fÃ¼r die Aufwendungen, die
den KlÃ¤gern im Zusammenhang mit der Zubereitung von Feuerholz (Stromkosten
fÃ¼r den Betrieb einer KreissÃ¤ge) entstanden sind und vom Beklagten bereits
anerkannt wurden.
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Auf den Bedarf anzurechnen ist das den KlÃ¤gern im streitigen Zeitraum zur
VerfÃ¼gung stehende Einkommen im Sinne von Â§ 11 SGB II. Dies schlieÃ�t das
fÃ¼r die KlÃ¤ger zu 3 und 4 gezahlte Kindergeld pro Monat von jeweils 190 Euro bis
Dezember 2016 bzw. 192 Euro ab Januar 2017, das vom KlÃ¤ger zu 2 erzielte
monatliche Einkommen aus der versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung sowie die
im Oktober 2016 zur Auszahlung gelangte EinkommenssteuerrÃ¼ckerstattung von
305,26 Euro ein.

Die KlÃ¤ger haben richtig eingewandt, dass der abschlieÃ�enden
Leistungsfeststellung fÃ¼r die hier streitige Zeit von September 2016 bis Februar
2017 in Anwendung von Â§ 41a Abs. 4 Satz 1 SGB II ein monatliches
Durchschnittseinkommen zugrunde zu legen ist. Ein Durchschnittseinkommen wird
nach Â§ 41a Abs. 4 Satz 2 Nr. 1-3 SGB II nur dann nicht gebildet, wenn ein Fall des 
Â§ 41a Abs. 3 Satz 4 SGB II vorliegt, soweit der Leistungsanspruch in mindestens
einem Monat des Bewilligungszeitraums durch das zum Zeitpunkt der
abschlieÃ�enden Feststellung nachgewiesene zu berÃ¼cksichtigende Einkommen
entfÃ¤llt oder wenn die leistungsberechtigte Person vor der abschlieÃ�enden
Feststellung des Leistungsanspruches eine Entscheidung auf der Grundlage des
tatsÃ¤chlichen monatlichen Einkommens beantragt.

Ein Ausnahmefall des Â§ 41a Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 oder 2 SGB II liegt hier unstreitig
nicht vor. Die KlÃ¤ger haben auch keinen Antrag im Sinne von Â§ 41a Abs. 4 Satz 2
Nr. 3 SGB II auf abschlieÃ�ende Feststellung ihrer LeistungsansprÃ¼che auf der
Grundlage einer monatlichen Berechnungsweise gestellt. Zwar hat der
ProzessbevollmÃ¤chtigt in dem Schreiben vom 21. September 2016, mit dem er
fÃ¼r die KlÃ¤ger Widerspruch gegen den vorlÃ¤ufigen Bewilligungsbescheid vom
29. August 2016 eingelegt hatte, ausdrÃ¼cklich formuliert "Es ist das tatsÃ¤chlich
bezogene Einkommen zu berÃ¼cksichtigen", bei gebotener Auslegung lÃ¤sst sich
hieraus aber nicht der in Frage stehende Antrag ableiten. Sicherlich ist die hier
konkret gewÃ¤hlte Formulierung bezogen auf einen vorlÃ¤ufigen Leistungsbescheid
unzutreffend, denn im Rahmen einer vorlÃ¤ufigen Entscheidung nach Â§ 41a Abs. 1,
2 SGB II kann das tatsÃ¤chlich bezogene Einkommen keine BerÃ¼cksichtigung
finden, weil dieses wegen schwankender HÃ¶he im Entscheidungszeitpunkt noch
gar nicht fest steht. Gerade weil der Einwand bezÃ¼glich der
Einkommensanrechnung auf einen vorlÃ¤ufigen Leistungsbescheid bezogen war
und der Widerspruch zunÃ¤chst das Ziel der Bewilligung hÃ¶herer vorlÃ¤ufiger
Leistungen verfolgte, lÃ¤sst sich unter BerÃ¼cksichtigung der GesamtumstÃ¤nde
hieraus â�� entgegen der Auffassung des Beklagten â�� kein RÃ¼ckschluss auf den
Willen der Leistungsberechtigten in Bezug auf die Berechnungsweise der nach dem
Ende des Bewilligungsabschnittes vorzunehmenden abschlieÃ�enden
Leistungsfestsetzung ableiten. Hinzu kommt, dass die Formulierung "das
tatsÃ¤chliche Einkommen" keinen Hinweis auf eine monatliche Berechnungsweise
beinhaltet, ihr kann ebenso die Bedeutung eines tatsÃ¤chlichen
Durchschnittseinkommens beigemessen werden. Ohne weitere ErlÃ¤uterung oder
Klarstellung durfte der Beklagte den Vortrag im Widerspruchsverfahren gegen den
vorlÃ¤ufigen Leistungsbescheid in der vorliegenden Fallkonstellation daher nicht als
Antrag im Sinne von Â§ 41a Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 SGB II verstehen. Die
abschlieÃ�ende Leistungsberechnung ist damit auf der Basis eines

                             8 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html


 

Durchschnittseinkommens vorzunehmen (Â§ 41a Abs. 4 Satz 1 SGB II).

Nach Â§ 41a Abs. 4 Satz 3 SGB II ist als monatliches Durchschnittseinkommen fÃ¼r
jeden Kalendermonat im Bewilligungszeitraum der Teil des Einkommens zu
berÃ¼cksichtigen, der sich bei der Teilung des Gesamteinkommens im
Bewilligungszeitraum durch die Anzahl der Monate im Bewilligungszeitraum ergibt.
Anders als von den Beteiligten angenommen, ist grundsÃ¤tzlich das gesamte
erzielte Einkommen, also neben dem Einkommen des KlÃ¤gers zu 2 aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit auch das Einkommen aus Kindergeld, die
EinkommenssteuerrÃ¼ckerstattung und das einmalig erhaltene Weihnachtsgeld, in
die Bildung des Durchschnittseinkommens einzubeziehen. Dem Wortlaut des Â§ 41a
Abs. 4 Satz 3 SGB II lassen sich keine AnknÃ¼pfungspunkte dafÃ¼r entnehmen,
dass es fÃ¼r die Bildung eines Durchschnittseinkommens darauf ankommt, ob der
Bezug von Einkommen der Grund der VorlÃ¤ufigkeit war. Die Vorschrift differenziert
auch nicht danach, ob es sich um laufende Einnahmen (Â§ 11 Abs. 2 SGB II) oder
einmalige Einnahmen (Â§ 11 Abs. 3 SGB II) handelt. Ungeachtet des
Zuflusszeitpunkts und der Einkommensart hat bei der abschlieÃ�enden Feststellung
des Leistungsanspruches eine Ver-teilung sÃ¤mtlicher EinkÃ¼nfte Ã¼ber den
Bewilligungsabschnitt hinweg zu erfolgen (vgl. BSG, Urteil vom 11. Juli 2019 â�� B
14 AS 44/18 R). VerfÃ¼gen â�� wie hier â�� mehrere Mitglieder einer
Bedarfsgemeinschaft Ã¼ber Einkommen, ist fÃ¼r jedes einzelne Mitglied ein
Durchschnittseinkommen zu bilden und ggf. um die gesetzlich vorgesehenen
AbsetzbetrÃ¤ge je nach Einkommensart zu bereinigen.

Hiernach errechnet sich fÃ¼r die KlÃ¤ger zu 3 und 4 jeweils ein
Durchschnittseinkommen aus Kindergeld in HÃ¶he von 190,67 Euro pro Monat (4 x
190 Euro + 2 x 192 Euro = 1.144 Euro: 6 Monate), welches nach Â§ 11 Abs. 1 Satz 4
, 5 SGB II zu berÃ¼cksichtigen ist.

Einkommen aus nichtselbstÃ¤ndigen Arbeit erzielte der KlÃ¤ger zu 2 unter
Zugrundelegung der monatlichen EinkommensbetrÃ¤ge unter Einbezug des
einmalig gezahlten Weihnachtsgeldes (vgl. die Darstellung im Tatbestand) im
Durchschnitt in HÃ¶he von 1.366,51 Euro brutto bzw. 1.081,73 Euro netto. Hiervon
in Abzug zu bringen sind der Grundfreibetrag von 100 Euro (Â§ 11b Abs. 2 Satz 1
SGB II) sowie die ErwerbstÃ¤tigenfreibetrÃ¤ge von 180 Euro und 36,65 Euro (Â§ 11b
Abs. 3 SGB II). Den Grundfreibetrag Ã¼bersteigende Aufwendungen hat der KlÃ¤ger
fÃ¼r die Monate September 2016 bis Dezember 2016 in HÃ¶he von 9,39 Euro (Kfz-
Haftpflichtversicherung 29,99 Euro + Fahrt-kosten 49,40 Euro +
Versicherungspauschale 30 Euro = 109,39 Euro â�� 100 Euro) bzw. fÃ¼r Januar
2017 und Februar 2017 in HÃ¶he von 7,63 Euro (Kfz-Haftpflichtversicherung 28,23
Euro + Fahrtkosten 49,40 Euro + Versicherungspauschale 30 Euro = 107,63 Euro
â�� 100 Euro) nachgewiesen, so dass sich ein anrechenbares Erwerbseinkommen
fÃ¼r September 2016 bis Dezember 2016 in HÃ¶he von 755,68 Euro und fÃ¼r
Januar 2017 bis Feb-ruar 2017 in HÃ¶he von 757,44 Euro ergibt.

Aus der im Oktober 2016 dem KlÃ¤ger zu 2 zugeflossenen
Einkommenssteuererstattung von 305,26 Euro errechnet sich ein durchschnittlicher
monatlicher Betrag von 50,88 Eu-ro, von dem wegen der AusschÃ¶pfung des
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Grundfreibetrages fÃ¼r ErwerbstÃ¤tige (Â§ 11b Abs. 2 Satz 1 SGB II) keine weiteren
Absetzungen mÃ¶glich sind.

Damit errechnen sich, ausgehend von den o. g. monatlichen Gesamtbedarfen, unter
Anrechnung des monatlichen Durchschnittseinkommens insgesamt endgÃ¼ltige
Leistungsan-sprÃ¼che der KlÃ¤ger fÃ¼r September 2016 in HÃ¶he von 196,30
Euro, fÃ¼r Oktober 2016 in HÃ¶he von 213,90 Euro, fÃ¼r November 2016 in HÃ¶he
von 320,22 Euro, fÃ¼r Dezember 2016 in HÃ¶he von 158,82 Euro, fÃ¼r Januar
2017 in HÃ¶he von 170,31 Euro und fÃ¼r Feb-ruar 2017 in HÃ¶he von 194,71 Euro.

Rechnerisch ergeben sich damit â�� im Vergleich zu der vom Beklagten
vorgenommenen Berechnung â�� hÃ¶here abschlieÃ�end festzustellende
Leistungen fÃ¼r die Monate September 2016 und November 2016. In allen anderen
Monaten des Bewilligungsabschnittes hat der Beklagte fÃ¼r die KlÃ¤ger aufgrund
der divergierenden Berechnungsweise zu hohe endgÃ¼ltige Leistungen festgestellt.
Insgesamt ergibt sich daraus fÃ¼r die KlÃ¤ger aber kein weiterer
Auszahlungsanspruch gegen den Beklagten und nur eine geringfÃ¼gige
Reduzierung der gegenÃ¼ber den KlÃ¤gern zu 3 und 4 festgesetzten
Erstattungsforderungen.

Nach Â§ 41a Abs. 6 Satz 1 SGB II sind zunÃ¤chst die aufgrund der vorlÃ¤ufigen
Entscheidung erbrachten Leistungen auf die abschlieÃ�end festgestellten
Leistungen anzurechnen. Die vorlÃ¤ufig mit Bescheid vom 29. August 2016 in der
Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 26. November 2016 gewÃ¤hrten
Leistungen Ã¼bersteigen im Fall der KlÃ¤ger in jedem einzelnen Monat des
Bewilligungszeitraumes die hier ermittelten abschlieÃ�end festzustellenden
Leistungen wir folgt:

Unter BerÃ¼cksichtigung der individuellen abschlieÃ�enden LeistungsansprÃ¼che
der KlÃ¤ger im VerhÃ¤ltnis zu den individuell vorlÃ¤ufig gewÃ¤hrten Leistungen
ergeben sich fÃ¼r die einzelnen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft folgende
Ã�berzahlungen:

Den Bewilligungsabschnitt insgesamt betrachtet hat der Beklagte damit die
gegenÃ¼ber den KlÃ¤gern zu 1 und 2 festgesetzten Erstattungsforderungen mit
jeweils 80,05 Euro geringfÃ¼gig zu niedrig, die Erstattungsforderungen gegen die
KlÃ¤gerin zu 3 mit 34,02 Euro und die KlÃ¤gerin zu 4 mit 23,28 Euro leicht zu hoch
bestimmt. BezÃ¼glich der KlÃ¤ger zu 3 und 4 war somit eine entsprechende
Berichtigung im Urteil vorzunehmen.

Sofern die KlÃ¤ger vorgetragen haben, im Rahmen der im Klageverfahren
vorzunehmenden Korrektur der Leistungsberechnung sei aufgrund des gemÃ¤Ã� Â§
45 SGB X bestehenden Vertrauensschutzes eine Verrechnung der sich im Verfahren
ergebenden NachzahlbetrÃ¤ge mit den bereits festgestellten Ã�berzahlungen in
den einzelnen Monaten nicht zulÃ¤ssig, folgt die Kammer dem nicht. Die KlÃ¤ger
haben im Besonderen keinen Anspruch darauf, dass Ihnen die DifferenzbetrÃ¤ge
zwischen den im Bescheid vom 22. Juni 2017 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 11. Juli 2017 in Gestalt des Wider-spruchsbescheides
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vom 12. Juli 2017 vom Beklagten fÃ¼r die Monate September 2016 (162,89 Euro)
und November 2016 (30,03 Euro) festgesetzten und den im Verfahren ermittelten
endgÃ¼ltigen LeistungsansprÃ¼chen fÃ¼r September 2016 (196,30 Euro â�� Diffe-
renz 33,41 Euro) und November 2016 (330,01 Euro â�� Differenz 159,70 Euro), bei
gleichzeitiger Aufhebung der Erstattungsforderungen ausgezahlt werden.

Ein Verbot der Saldierung von Ã�berzahlungen fÃ¼r einzelne Monate mit
geringeren Leistungen fÃ¼r andere Monate wird in Fallgestaltungen angenommen,
in denen dem Monatsprinzip des Â§ 41 Abs. 1 SGB II folgend eine monatsweise
Leistungsberechnung vorzunehmen ist (vgl. BSG, Urteil vom 7. Dezember 2017 â�� 
B 14 AS 8/17; BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 2017 â�� B 14 AS 18/16 R). Mit dem zum
1. August 2016 in Kraft getretenen Â§ 41a Abs. 4 Satz 1 SGB II wurde eine
Ausnahmeregelung eingefÃ¼hrt, die im Regelfall fÃ¼r die abschlieÃ�ende
Leistungsberechnung nach vorlÃ¤ufiger GewÃ¤hrung von
Grundsicherungsleistungen durch Zugrundelegung eines Durchschnittseinkommens
eine Abweichung vom Monatsprinzip vorsieht (vgl. insofern die Anmerkung in BSG,
Urteil vom 7. Dezember 2017 â�� B 14 AS 8/17). DarÃ¼ber hinaus sieht Â§ 41a Abs.
6 Satz 2 SGB II ausdrÃ¼cklich vor, dass, soweit im Bewilligungszeitraum in
einzelnen Kalendermonaten vorlÃ¤ufig zu hohe Leistungen erbracht wurden, die
sich daraus ergebenden Ã�berzahlungen auf die abschlieÃ�end bewilligten
Leistungen anzurechnen sind, die fÃ¼r andere Kalendermonate dieses
Bewilligungszeitraums nachzuzahlen wÃ¤ren. Ã�berzahlungen, die nach der
Anrechnung fortbestehen, sind zu erstatten (Â§ 41a Abs. 6 Satz 3 SGB II). D. h.,
nach der monatlichen Anrechnung der vorlÃ¤ufig erbrachten auf die ermittelten
endgÃ¼ltigen Leistungen (Â§ 41a Abs. 6 Satz 1 SGB II), darf und muss der
LeistungstrÃ¤ger, wenn innerhalb des Bewilligungszeitraums Monate vorhanden
sind, in denen die vorlÃ¤ufigen Leistungen hinter den endgÃ¼ltigen
zurÃ¼ckbleiben, also eigentlich eine Nachzahlung zu erfolgen hat, und andere, in
denen das VerhÃ¤ltnis umgekehrt ist, es also zu einer Ã�berzahlung gekommen ist,
die entsprechenden BetrÃ¤ge saldieren (Â§ 41a Abs. 6 Satz 2 SGB II; vgl. hierzu
Gagel/Kallert, 75. EL September 2019, SGB II Â§ 41a Rn. 110-112). Dem Ergebnis
der Saldierung folgend verbleibt dann entweder ein Gesamtnachzahlbetrag oder
eine Gesamterstattungsforderung (Â§ 41a Abs. 6 Satz 3 SGB II) fÃ¼r den gesamten
Bewilligungszeitraum. Da der Wortlaut des Â§ 41a Abs. 6 SÃ¤tze 2 und 3 SGB II
keine EinschrÃ¤nkung enthÃ¤lt, gilt die Vorschrift sowohl fÃ¼r den Regelfall einer
abschlieÃ�enden Leistungsberechnung auf der Grundlage eines monatlichen
Durchschnittseinkommens (Â§ 41a Abs. 4 Satz 1 SGB II) als auch fÃ¼r die FÃ¤lle, in
denen ausnahmsweise eine monatsweise abschlieÃ�ende Leistungsberechnung (Â§
41a Abs. 4 Satz 2 Nr. 1-3 SGB II) zu erfolgen hat. Â§ 41a Abs. 4 Satz 1 SGB II und Â§
41a Abs. 6 SÃ¤tze 2 und 3 SGB II erlauben somit im Rahmen der endgÃ¼ltigen
Leistungsfestsetzungen nach Â§ 41a Abs. 3 Satz 1 SGB II eine Abweichung vom
Monatsprinzip des Â§ 41 Abs. 1 SGB II und eine Saldierung von Nach- und
Ã�berzahlungen innerhalb eines Bewilligungszeitraumes. Hat der LeistungstrÃ¤ger
in Anwendung dieser Vorschriften einen GesamtÃ¼berzahlungsbetrag ermittelt und
zur Erstattung festgesetzt, kann kein in einem nachfolgenden Klageverfahren
schÃ¼tzenswertes Vertrauen auf den Fortbestand der HÃ¶he der fÃ¼r einzelne
Monate zu hoch festgesetzten abschlieÃ�enden Leistungen begrÃ¼ndet werden. Es
ist somit unschÃ¤dlich, wenn sich im Rahmen der gerichtlichen PrÃ¼fung ein im
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Wege der Saldierung ermittelter Ã�berzahlungsbetrag in gleicher HÃ¶he aufgrund
einer abweichenden Berechnungsweise ergibt.

Vorliegend hat der Beklagte in Anwendung von Â§ 41a Abs. 6 SÃ¤tze 2 und 3 SGB II
mit den Bescheiden vom 22. Juni 2017 und 11./12. Juli 2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12. Juli 2017 auf der Basis seiner auf Â§ 41a Abs. 4
Satz 2 Nr. 3 SGB II gestÃ¼tzten monatlichen Leistungsberechnung fÃ¼r jedes
einzelne Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft einen individuellen
GesamtÃ¼berzahlungsbetrag ermittelt und zur Erstattung festgesetzt. Da sich die
vom Beklagten im Wege zulÃ¤ssiger Saldierung errechneten individuellen
Gesamterstattungsforderungen, im Vergleich zu den hier ermittelten
Ã�berzahlungen, nur gegenÃ¼ber den KlÃ¤gern zu 3 und 4 als zu hoch erwiesen
haben, war nur insofern eine Korrektur vorzunehmen und die Klage im Ã�brigen
abzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG. Aufgrund des nur
geringfÃ¼gigen Obsiegens der KlÃ¤ger war auch eine anteilige Erstattung der
auÃ�ergerichtlichen Kosten durch den Beklagten nicht angezeigt.

Erstellt am: 16.12.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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